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Finanzen/ Nachhaltige Finanzstra-
tegie

Annabell Kramer zu TOP 25 ,FINISH - Finanzstrategie
Nachhaltigkeit in Schleswig-Holstein®

In ihrer Rede zu TOP 25 (FINISH - Finanzstrategie Nachhaltigkeit in Schles-
wig-Holstein) erklart die finanzpolitische  Sprecherin der FDP-
Landtagsfraktion, Annabell Kramer:

»Wir setzen mit der Initiative ein weiteres Vorhaben aus dem Koalitionsver-
trag um. Schleswig-Holstein soll Finanzanlagen wahlen, die Nachhaltigkeits-
aspekte beriicksichtigen, ohne hierbei Abstriche bei der Wirtschaftlichkeit
zu machen. Es ist durch reprasentative Studien belegt, dass die Sicherheit
und Rendite von Finanzanlagen nicht unter der Anwendung von Nachhaltig-
keitskriterien leiden mussen. Das ist eine zentrale Botschaft, da wir auch
auf finanzielle Nachhaltigkeit nicht verzichten wollen.

Bei jeder Art der Finanzanlage, bei der wir steuernd eingreifen — und das
machen wir mit einem Gesetz zwangslaufig — bleibt fir uns Freie Demokra-
ten eines maBgeblich: Finanzanlagen von Landesbeteiligungen sind offentli-
che Mittel und somit Gelder unserer Birger. Mit diesen haben wir verant-
wortungsvoll umzugehen. Abstriche bei der Wirtschaftlichkeit sind zu ver-
meiden. Bei den Rahmenbedingungen fiir eine nachhaltige Finanzstrategie
sind uns Freien Demokraten drei Punkte wichtig, die in diesem Antrag auch
Berlicksichtigung finden.

Erstens: Die Burokratiekosten sind gering zu halten. Ein erhohter Burokra-
tieaufwand gefahrdet die Wirtschaftlichkeit. Aus diesem Grund ist es uns
wichtig, dass das neue Gesetz nur fir Finanzanlagen von Landesbeteiligun-
gen greift, sofern diese eine MindestgroBenordnung von wenigstens einer
Million Euro Uberschreiten.

Zweitens: Uns Freien Demokraten ist es ganz besonders wichtig, dass sich
das Gesetz nicht negativ auf die Fordertatigkeit unserer Investitionsbank
IB.SH, die fast drei Milliarden Euro Finanzanlagen halt, auswirkt. Der Mittel-
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stand muss wie bisher gefordert werden konnen. Jede Einschrankung der
Moglichkeiten der Kreditvergabe und somit Mittelstandsforderung ware von
unserer Seite nicht zustimmungsfahig. Deshalb ist es uns wichtig, das Ge-
setz auf die Finanzanlagen zu beschranken und nicht auf das gesamte Ak-
tivgeschaft auszudehnen. Die Kriterien fiir die Kreditvergabe an die schles-
wig-holsteinische Industrie bleiben, wie sie sind. Wir wollen, dass Schleswig-
Holstein das mittelstandsfreundlichste Bundesland wird. Konterkarierende
Vorgaben oder Beschrankungen unterstitzen wir nicht. Es will ja vermutlich
auch keiner, dass die Forderung von Elektromobilitat eingestellt wird. Denn
gerade in diesem Bereich wird die Nachhaltigkeit von Produktion und Ent-
sorgung vielfach in Frage gestellt. Fir die Forderung von Zukunfts- oder
Ubergangstechnologien, wie das geplante LNG-Terminal in Brunsbiittel,
bleibt die IB.SH ein potentieller Partner.

Drittens: Durch die Beschrankung auf hundertprozentige Landesbeteiligun-
gen gewabhrleisten wir zudem, dass keine Einflussnahme auf unsere im
Wettbewerb stehenden Sparkassen erfolgt. Wir oktroyieren keine politisch
gewollten Anlagekriterien fir im freien Markt agierende Unternehmen. Dass
Politik sich bei Finanzstrategien von Kreditinstituten lieber heraushalten
sollte, hat die Vergangenheit mit der ehemaligen HSH Nordbank hinlanglich
bewiesen. Wir unterstitzen nachhaltige Finanzanlagen dort, wo wir es ver-
antworten konnen und miissen — und zwar ohne, dass die Wirtschaftlichkeit
leidet. Beteiligungen des Landes sind in der Regel langfristig angelegt und
konnen somit beide wichtigen Kriterien — Wirtschaftlichkeit und Nachhaltig-
keit — zielfiihrend verfolgen, wahrend Kundeneinlagen verwaltende Kreditin-
stitute zeitnah und aktiv auf Marktveranderungen reagieren missen. Spar-
kassen als selbstandige Unternehmen in kommunaler Tragerschaft haben
die Aufgabe, die offentliche Hand, den Mittelstand und die Bevolkerung fla-
chendeckend mit geld- und kreditwirtschaftlichen Leistungen zu versorgen
und den Wettbewerb in ihrem Geschaftsgebiet zu starken. Wettbewerb for-
dert gleiche Rahmenbedingungen.

Mit dem vorliegenden Antrag gehen wir einen weiteren Schritt und zeigen,
dass Okonomie und Okologie sich sinnvoll erganzen konnen.*

Eva Grimminger, Pressesprecherin, v.i.S.d.P., FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag,
Landeshaus, 24171 Kiel, Postfach 7121, Telefon: 0431 / 988 1488, Telefax: 0431/ 988 1497,
E-Mail: fdp-pressesprecher@fdp.ltsh.de, Internet: http:.//www.fdp-fraktion-sh.de



mailto:fdp-pressesprecher@fdp.ltsh.de
http://www.fdp-fraktion-sh.de/

	Vorsitzender
	Anita Klahn, MdL
	Stellvertretende Vorsitzende
	Oliver Kumbartzky, MdL
	Parlamentarischer Geschäftsführer

